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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Pirmin Bischof (mitte, SO) forderte im Juni 2022 mit einer Motion die Einführung eines
Online-Preisrechners für Treibstoffe. Ständerat Bischof argumentierte, dass nur ein
Teil der jüngsten Steigerung der Treibstoffpreise auf die internationale Lage
zurückzuführen sei; ein guter Teil liege an der fehlenden Transparenz über die
Treibstoffpreise in der Schweiz, die es laut Preisüberwacher Stefan Meierhans den
Erdölfirmen ermögliche, grosse Gewinne zu erzielen. Abhilfe schaffen würde gemäss
Bischof ein Preisrechner, wie ihn beispielsweise Österreich bereits vor einigen Jahren
eingeführt habe. Dort gebe es für alle Tankstellen eine Preismeldepflicht, die es den
Konsumentinnen und Konsumenten erlaube, rasch und unkompliziert die günstigste
Tankstelle in der Umgebung zu finden.
Der Bundesrat lehnte die Motion mit einer allgemein gehaltenen Begründung zur
Teuerungsthematik ab. Der Vorstoss wurde im Rahmen der ausserordentlichen Session
zur Kaufkraft in der Herbstsession 2022 behandelt. Motionär Bischof bewarb sein
Anliegen mit dem Hinweis, dass ein Preisrechner keine Mehrausgaben oder
Mindereinnahmen bedeute, sondern lediglich mehr Transparenz schaffe. Der Bund
müsse höchstens die Kosten für die Bereitstellung dieses Rechners zahlen, diese seien
aber sehr niedrig. Wirtschaftsminister Parmelin hingegen sah keinen Anlass für die
Einführung eines solchen Preisrechners. Zum einen würde die Einführung dieses
Instruments eine Gesetzesänderung bedingen, welche Zeit brauche. Der Preisrechner
würde demnach nichts gegen die aktuell hohen Preise nützen. Zum anderen bringe die
Verpflichtung zur Meldung der tagesaktuellen Treibstoffpreise einen grossen
administrativen Mehraufwand für die Tankstellen mit sich. Zudem habe eine Studie von
Ecoplan ergeben, dass der entsprechende Handlungsbedarf nicht offensichtlich sei und
dass die Spareffekte für die Autofahrenden marginal ausfallen würden. Die kleine
Kammer nahm die Motion jedoch mit 25 zu 18 Stimmen bei 1 Enthaltung an. Die Mitte-,
die Grüne- und die SP-Fraktionen stimmten für das Anliegen. 1

MOTION
DATUM: 26.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Analog zur Motion Bischof (mitte, SO; Mo. 22.3804) forderte auch die WAK-NR im
August 2022 die Einführung eines Online-Preisrechners für Treibstoffe. Eine solche
Plattform wirke gegen willkürliche Preiserhöhungen an der Zapfsäule, da der
Wettbewerb zwischen den Tankstellen besser spielen könne, und sei effizient. Die
Kommission wies auch auf die Ausführungen von Preisüberwacher Stefan Meierhans
hin, wonach die Benzinpreise an der Tankstelle bis zu ihrem Spitzenwert im Juni 2022
stärker gestiegen und danach langsamer gesunken seien als der Rohölpreis. 
Eine Kommissionsminderheit um Thomas Aeschi (svp, ZG) beantragte die Ablehnung der
Motion, und auch der Bundesrat trat mit einer sehr allgemein gehaltenen
Stellungnahme zu den Energiepreisen und zur allgemeinen Teuerung für eine Ablehnung
der Motion ein.
In der Wintersession 2022 befasste sich der Nationalrat mit dem Vorstoss. Nachdem
Kommissionssprecherin Michaud Gigon (gp, VD) das Anliegen der Motion vorgestellt
hatte, merkten Minderheitssprecher Aeschi und einige weitere Nationalräte an, dass
der TCS unterdessen einen Online-Preisrechner eingerichtet habe, der täglich
aktualisiert werde. Es sei nicht sinnvoll, ein private Lösung nun durch ein staatliches
Angebot zu konkurrenzieren, zumal diese staatliche Lösung auch nicht ohne
Kostenfolgen für den Staat bleiben werde. Wirtschaftsminister Parmelin erläuterte die
ablehnende Haltung des Bundesrates und betonte, dass ein solcher Preis-Rechner kein
geeignetes Mittel darstelle, um Haushalte gezielt zu entlasten. So sei die Wirkung eines
solchen Rechners ungewiss und es werde von einer langen Umsetzungsdauer
ausgegangen, da die gesetzliche Grundlage für einen solchen Preisvergleich fehle.
Parmelin rechnete auch mit einem gewissen bürokratischen Aufwand für die
Tankstellen und die öffentliche Hand. Zudem verwies auch der Wirtschaftsminister auf
die erwähnten privaten Angebote.
Anschliessend schritt der Rat zur Abstimmung. Nach einer Pattsituation (91 zu 91
Stimmen bei 8 Enthaltungen) wurde die Motion mit Stichentscheid der Präsidentin
Irène Kälin (gp, AG) angenommen. Während sich die Fraktionen der SP, der GLP und der
Grünen geschlossen für die Motion aussprachen, stimmten die SVP- und die
FDP.Liberale-Fraktion geschlossen dagegen. Die Mitte-Fraktion zeigte sich gespalten. 2

MOTION
DATUM: 14.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Am Sonntag, 10. Juni 2018 trat die Postchefin Susanne Ruoff zurück – am Tag bevor der
interne Bericht zum Postauto-Skandal veröffentlicht wurde. Obschon der Bericht keine
Beweise enthalte, dass sie von den Umbuchungen in der PostAuto-Buchhaltung gewusst
habe, übernehme sie die Verantwortung, erklärte Susanne Ruoff. 
Der Rücktritt der Postchefin steigerte das ohnehin grosse öffentliche Interesse, mit
welchem die Veröffentlichung des internen Untersuchungsberichts von Post-
Verwaltungsratspräsident Urs Schwaller am 11. Juni 2018 erwartet wurde. Alt-Ständerat
Schwaller, der seit 2016 im Verwaltungsrat der Post sitzt, gab bei der Präsentation des
Untersuchungsberichts bekannt, dass die gesamte Geschäftsleitung der PostAuto
zurücktrete. Interimistisch würden Ulrich Hurni die Konzernleitung der Post und
Thomas Baur die Geschäftsführung der PostAuto übernehmen. Der Bericht zeigte auf,
wie die PostAuto ihre Buchungsstruktur anpasste, mit dem alleinigen Ziel, Gewinne aus
der Bilanz zu buchen, um weitere Subventionsansprüche zu legitimieren. Der Bericht
warf die Frage auf, inwiefern frühere Führungspersonen der Post, so etwa Peter Hasler,
Verwaltungsratspräsident der Post von 2010 bis 2016, Ulrich Gygi (Post-Konzernleiter
von 2000 bis 2009) und Jürg Bucher (Post-Konzernleiter von 2009 bis 2012)
Mitwissende waren. Zwar durften wegen der laufenden Untersuchung des Fedpol für
den internen Bericht keine Befragungen durchgeführt werden, allerdings hielt der
Bericht fest, die Geschäftsführung habe die vorgeschlagenen Umbuchungen jeweils
genehmigt. Im gleichzeitig mit dem internen Bericht veröffentlichten
Expertengutachten wurden Fragen betreffend die Rolle des Bundesamtes für Verkehr
aufgeworfen: Preisüberwacher Stefan Meierhans hatte schon 2012 bei der
Postgeschäftsleitung nachgefragt, wo Gewinne der PostAuto «verschwunden» seien,
habe jedoch keine zufriedenstellende Antwort erhalten. Er sei deshalb auch beim BAV
vorstellig geworden. Nach einem Hearing mit Post, BAV und Meierhans, sei der Ball beim
BAV gelegen – dieses habe jedoch nichts weiter unternommen, wurde im
Expertengutachten vermerkt. Es gebe jedoch keine Hinweise auf eine «absichtliche
Untätigkeit» des BAV. Bundesrätin Leuthard kündigte in den Medien an, beim BAV ein
Audit durchzuführen, um zu sehen, weshalb die Aufsicht versagt hatte. 
Postpräsident Schwaller kündigte bei der Präsentation des internen Berichts zudem an,
dass sich die PostAuto aus ihren Aktivitäten in Frankreich zurückziehen werde. Dies sei
ein strategischer Entscheid, erklärte Schwaller. 3

ANDERES
DATUM: 11.06.2018
NIKLAUS BIERI

1) AB SR, 2022, S. 903 ff. (22.9013); AB SR, 2022, S. 915
2) AB NR, 2022, S. 2378 ff.
3) PostAuto Expertengutachten; PostAuto Untersuchungsbericht; Blick, LMD, LT, NZZ, TA, 11.6.18; BaZ, NZZ, SGT, TA, TG,
12.6.18
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